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Vor einem «fröhlichen und ungezwungenen» Staatsbesuch 
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Die liechtensteinische Regierung hat 
;or kurzem darüber informiert, dass in 
der kommenden Woche ein Staatsbesuch 

Bern bevorstehe. Diese nüchterne An­
kündigung ist von den Schweizer Behör­
den etwas präzisiert worden, denn wie 
aus dem Bundeshaus verlautete, sollen 
iirst Franz Josef II. und Fürstin Gina, 

:usammen mit Regierungschef Hans 
Jrunhart und Regierungschef-Stellver-
reter Hilmar Ospelt, einen «fröhlichen 
md ungezwungenen» Abschiedsbesuch 
nachen können. Die Atmosphäre er-
,cheint damit für die Dauer des Besuchs 
orweggenommen, der Rahmen für die 
Itimmung in diesen beiden Tagen abge­
deckt. Daraus ergibt sich der Eindruck, 
ls ob die bei solchen Anlässen gebräuch-
iche Formel, wonach zwischen den hei­
len Staaten keinerlei Probleme herrsch­
en, nicht ausreichen könnte und nach 
erstärkenden Ausdrücken gesucht wer-
en müsste. 
Für eigentliche Gesprächsrunden und 

Ubeitsgespräche bleibt, so viel lässt sich 
us dem Besuchsprogramm mit einer 
ahrt in die Westschweiz ableiten, nicht 
iel Zeit übrig. Dennoch wird in den kür­
en Kontakten zweifellos der Bogen zum 
tzten Besuch des Fürstenpaares und der 

Regierung in Bern vor ziemlich genau 
ierzehn Jahren geschlagen. Diese Zeit 
lürfte in den nun schon etliche Jahrzehn-
e umfassenden engen Beziehungen zwi-
chen der Schweiz und Liechtenstein die 
n Kontakten, Gesprächen, Konsultatio-
en und Verhandlungen reichste Zeit­
poche darstellen. In zeitlicher Überein-
limniung mit den Bewegungsschüben im 
uropäischen Raum, um die Integration 
er Staaten Europas voranzutreiben, 
lachten sich auch in unserem Lande, 
id damit gleichzeitig im schweizerisch-
chtensteinischen Bündnis, verstärkte 
estrebungen zu einem wesentlich eigen­
händigeren Auftreten Liechtensteins auf 
m internationalen Parkett bemerkbar. 
'J Entkolonialisierung hatte zum Ent­
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Die Beziehungen 
Liechtenstein-
Schweiz 
VOLKSBLATT-Gespräch 
mit einem kompetenten 
Zeugen der Zeit 

«Die enge Verbindung (unseres 
Landes) mit der Schweiz besitzt 
obersten Stellenwert in unserer 
Aussenpolitik, weil wir erkannt ha­
ben und in Zukunft noch vermehrt 
erkennen werden, dass die Freund­
schaft und der Beistand eines Nach­
barstaates, der gegenüber unserem 
Kleinstaat als Partner auftritt, für 
uns unentbehrlich ist, und zwar auf 
Dauer . . .»  

So lautet ein Zitat aus einem Ge­
spräch, das das VOLKSBLATT im 
Hinblick auf den bevorstehenden 
Staatsbesuch S.D. Fürst Franz Josef 
II. von Liechtenstein in Bern mit alt 
Regierungschef Dr. Walter Kieber, 
einem kompetenten Zeugen der 
Zeit in bezug auf die liechtensteini­
sche Innen- und Aussenpolitik der 
letzten Jahrzehnte geführt hat. 

Die Beziehungen Liechtensteins 
zur Schweiz auf der Basis der heuti­
gen, bilateralen Vertragswerke sind 
nach Meinung von Dr. Walter Kie­
ber für unser Land nicht nur von 
Vorteil, sondern geradezu von exi-
stenzieller Bedeutung: «Die Ver­
bindung mit der Schweiz hat den 
glückhaften und erfolgreichen Weg 
Liechtensteins in diesen 60 Jahren 
(seit dem Abschluss des Zollvertra­
ges) wesentlich bestimmt, Wirtschaft 
zuvorderst,.aber auch kulturell und 
geistig... «unterstreicht Dr. Kieber 
im VOLKSBLATT-Gespräch, das 
wir auf Seite 3 der  heutigen Ausga­
be im Wortlaut wiedergeben. 

stehen einer Reihe von kleinen und klein­
sten Staatswesen geführt, die es begreif­
licherweise als Notwendigkeit für ihre in­
ternationale Anerkennung erachteten, 
als Vollmitglied in die" UNO aufgenom­
men zu werden. Dieser Prozess des Auf­
stehens winzig kleiner Staatseinheiten 
und die Reaktionen der etablierten Mit­
tel" und Grossmächte färbten sich nicht 
unerheblich auch auf die liechtensteini­
sche Aussenpolitik ab, die sich die Frage 
zu stellen hatte, ob der damals aus aller 
Munde zu vernehmende Begriff des «Mi-

Staatsbesuch 
im Femsehen 

Das Schweizer Fernsehen zeigt 
vom Staatsbesuch des Fürsten in 
Bern am 24./25. Oktober jeweils um 
19.30 Uhr in der Tagesschau einen 
Kurzbericht. Ausserdem ist am 25. 
Oktober um 21.45 Uhr in der Sen­
dung «Heute in Bern» ein zehnmi­
nütiger Sonderbericht über den 
Staatsbesuch in unserem Nachbar­
land geplant. 

krostaates» auch auf die europäischen 
Kleinstaaten angewendet werden könnte, 
zumal zum damaligen Zeitpunkt wohl 
kaum einer dieser Kleinstaaten ohne Ver­
bindungen oder Hilfe seiner grösseren 
Nachbarn lebensfähig gewesen wäre. Bei­
de Komponenten, die europäischen Inte­
grationsbestrebungen wie die verstärkten 
aussenpolitischen Ambitionen Liechten­
steins zwecks Dokumentation seiner Ei­
genstaatlichkeit, schlugen sich auch im 
Verhältnis zwischen der Schweiz und 
Liechtenstein nieder. Auf dem rein aus­
senpolitischen Gebiet wurden die liech­
tensteinischen Bestrebungen zur Aufnah­
me in den Europarat unterstützt, nach­
dem die Bemühungen um eine UNO-
Mitgliedschaft - wegen der Diskussion 
über die Mikrostaaten? Aus Rücksicht 
auf die Schweiz? - wieder eingestellt wor­
den waren. Im Bereich der Aussenwirt-
schaftspolitik kam die Schweiz, sofern 
dies aufgrund des sehr weit und wenig 
differenziert gefassten Zollvertrages 
überhaupt möglich war, den liechtenstei­

nischen Wünschen entgegen, was zu einer 
verbesserten Dokumentation der Souve­
ränität gegenüber aussen führte. 

Auf der anderen Seite hat der grössere 
Vertragspartner Schweiz bei den Ver­
tragsverhandlungen in den siebziger Jah­
ren seine Vorstellungen gegenüber einem 
selbstbewusster auftretenden und - im 
Vergleich zur Grösse - wirtschaftlich 
enorm stärker gewordenen Liechtenstein 
durchgesetzt. Die Revision des Postver­
trages brachte wohl die vertraglich fixier­
te Radio- und Fernsehhoheit für unser 
Land, deren Ausübung wurde jedoch auf 
die geltenden schweizerischen Normen 
eingeschränkt. Aus der Neufassung der 
Abrechnungsgrundsätze für die von der 
schweizerischen PTT geleisteten Dienste 
resultierten wesentlich höhere Belastun­
gen. In den Grundsätzen ein vergleichba­
res Vorgehen wählte die Schweiz bei der 
Festlegung des Währungsvertrages: 
Einerseits die Anerkennung der liechten­
steinischen Währungshoheit und die Ein­
bindung als «Währungsinland» in den 
Franken-Raum, anderseits die Revision 
des Gesellschaftsrechtes als Vorbedin­
gung für einen Vertragsabschluss. 

Über das mit diesen beiden Beispielen 
angedeutete Vertragsverhältnis zwischen 
der Schweiz und Liechtenstein ist in den 
siebziger Jahren vielfach philosophiert, 
geschrieben und laut «in Modellen» ge­
dacht worden. Durchgesetzt hat sich der 
pragmatische Standpunkt, wonach be­
währte Strukturen nicht abgebaut werden 
sollten, zumal sich die zweifellos immer 
wieder auftauchenden und bestehenden 
Mängel beseitigen lassen und keine - bes­
seren - Alternativen sich anbieten. Für 
Liechtenstein, das kann im Rückblick auf 
die bisherige Geschichte der liechtenstei­
nisch-schweizerischen Beziehungen ge­
sagt werden, hat sich die Anlehnung an 
die Schweiz auf jeden Fall als vorteilhaft 
erwiesen. Für die Schweiz resultierte, 
einmal vorsichtig ausgedrückt, kein 
Nachteil. 

1970 formulierte Bundespräsident 
beim Staatsbesuch in Bern den Satz: «Al­
le Voraussetzungen erscheinen uns gege­
ben für ein vertieftes gegenseitiges Ver­
ständnis und für ein weiteres vertrauens­
volles Zusammengehen unserer beiden 
Länder.» Der Satz könnte, vierzehn Jah­
re später, ohne weiteres wiederholt wer­
den. (G.M.)  

Einweihung Rathaus Vaduz 
Mit einem feierlichen Festakt wird 

das Vaduzer Rathaus nach einer Reno­
vation im Innenbereich und an den 
Aussenfassaden sowie einer teilweisen 
Neugestaltung der Umgebung heute 
Samstag morgen offiziell eingeweiht. 
Die Einsegnung des renovierten Ge­
bäudes wird durch Dekan Franz Nä-
scher vorgenommen. Überdies wird, 
nach einer Ansprache von Bürgermei­
ster Arthur Konrad und musikalisch 
begleitet durch die Harmoniemusik 
Vaduz, die Festschrift «Das Vaduzer 
Rathaus» durch Gemeinderat Dr. 
Alois Ospelt präsentiert. 

Nach der Einsegnung und der offi­
ziellen Einweihungsfeier steht das Rat­
haus der interessierten Bevölkerung 
zwischen 14 und 19 Uhr zur freien Be­
sichtigung zur Verfügung. Im ebenfalls 
renovierten Rathaussaal geben die 
Ortsvereine ab 17 Uhr ein Konzert, zu 
dem alle herzlich eingeladen sind. 

Zu der nach dreijähriger Renova­
tionszeit anberaumten Einweihung hat 
die Gemeinde Vaduz eine umfangrei­
che und sehr sorgfältig redigierte Fest­
schrift herausgegeben, die in den näch­
sten Tagen allen Haushaltungen in der 
Gemeinde Vaduz und den Vaduzer Fa­
milien in den anderen Gemeinden ko­
stenlos zugestellt wird. Weitere Exem­
plare sind im Rathaus zum bescheide­
nen Preis von 20 Franken erhältlich. 

Das Rathaus Vaduz, das nun in neu­
em Glanz erstrahlt, ist zweifellos zu 
einem Mittelpunkt in der Gemeinde 
geworden. Es vereinigt, wie Bürger­
meister Arthur Konrad im Vorwort zur 
Festschrift schreibt, zwei wichtige Din­
ge: Es ist ein würdiges, äusserliches 
Symbol der Demokratie und der politi­
schen Macht des Bürgertums und 
gleichzeitig ein modernes Dienstlei­
stungszentrum für alle Einwohner un­
serer Gemeinde. 

Bau des Kunsthauses in Frage gestellt? 
Der Staatsgerichtshof hat seine frühere Entscheidung revidiert 

Über die Verwirklichung des geplanten 
Kunsthauses im Zentrum von Vaduz 
scheint noch nicht das letzte Wort gespro­
chen zu sein. Der Staatsgerichtshof hat, 
wie inoffiziell bekannt wurde, der Vor­
stellung der Beschwerdeführer stattgege­
ben und damit seine im April dieses Jah­
res getroffene Entscheidung ins Gegen­

teil verkehrt. Sofern der Staatsgerichts­
hof den Beschwerdeführern in allen ge­
forderten Punkten recht gegeben hat, so 
wird die Verwaltungsbeschwerdeinstanz-
Entscheidung aufgehoben und der Bür­
germeister von Vaduz angewiesen, die 
Gemeindeversammlung einzuberufen 
und das Initiativbegehren zur Abstim-

Swarovski übernimmt Elastin Triesen 
Die Firma Swarovski wird, vorbehaltlich der Genehmigung der liechtensteinischen 
Behörden, das Fabrikgebäude der Firma Elastin in Triesen übernehmen, die vor 
kurzem die Einstellung ihrer Produktion bekanntgegeben hat. Swarovski will seine 
Produktion ausweiten und hat sich für  den Standort Liechtenstein für  das neue 
Zentrallager ausgesprochen. Ausserdem wird Swarovski die gesamte Mitarbeiterschaft 
in Triesen übernehmen. Ein ausführlicher Bericht zur Übernahme der Firma Elastin 
durch Swarovski befindet sich im Innern dieser Ausgabe. 

mung zu unterbreiten. 
Die zweimal beim Staatsgerichtshof 

vorstellig gewordenen Beschwerdeführer 
hatten bei der Gemeinde Vaduz am 29. 
März 1983 eine Initiative mit dem Begeh­
ren eingereicht, dass an den Bau und den 
Unterhalt des Kunsthauses sowie der da­
mit verbundenen Gemeindeanlagen kein 
Kredit gewährt werde. Überdies sollte 
der ganze Fragenkomplex des Kunsthau­
ses in bezug auf den Standort, die Grösse 
und den Finanzbedarf neu überprüft und 
einer weiteren Volksabstimmung vorge­
legt werden. Die Gemeinde Vaduz wies 
dieses Begehren als unzulässig zurück. 

Gültige Volksabstimmung 
Die Stimmbürger von Vaduz hatten 

sich bereits am 30. Mai und am 1. Juni 
1980 mit 753 zu 649 Stimmen - bei einer 
Stimmbeteiligung von knapp 80 Prozent -
für die Kreditgewährung an den Bau und 
Unterhalt des Kunsthauses ausgespro­
chen. Nach den damaligen Berechnungen 
beliefen sich die Baukosten der Gemein­
de Vaduz - als Anteil von 40 Prozent an 
den Gesamtkosten - auf 11,6 Millionen 
Franken. Überdies war der Kredit für die 
gemeindeeigenen Anlagen wie Tiefgara­
ge und Zivilschutzbauten in Höhe von 
10,8 Millionen Franken genehmigt wor­
den. Der Gemeinderat von Vaduz hatte 
auch beschlossen, den Baugrund für das 

(Fortsetzung auf Seite 2) 

Generalversammlung 
Die diesjährige Generalversammlung 

der JUNGEN FBP wird am 24. Oktober 
1984 um 20.00 Uhr  im Hotel «Linde» in 
Schaan abgehalten. Aus aktuellem An-
lass soll der Bereich Umweltschutz in den 
Mittelpunkt gestellt werden. «Überle­
ben» heisst der Titel eines Referates, 
über das anschliessend diskutiert werden 
wird. 

—Nebenbei — 
Nach dem ersten Urteil des Staats­

gerichtshofes konnte man die Mei­
nung hören, dass man gegen «die da 
oben» nicht einmal bei Gericht an­
komme. Nach der neuerlichen Ent­
scheidung des Verfassungsgerichtes 
scheint sich dieses Urteil mitsamt 
verurteilendem Unterton als etwas 
vorschnell zu erweisen. Nun können 
erneut Spekulationen beginnen über 
die Einordnung des Urteilsspruches: 
Ist es der «demokratische Sieg» einer 
Minderheit, die gewillt war, alle 
rechtlichen Mittel voll auszuschöp­
fen? Oder ist es eine «Niederlage der 
Justiz», sofern richtig ist, dass die 
drei rechtsunkundigen (stellvertre­
tenden) Mitglieder des Staatsge­
richtshofes die rechtskundigen über­
stimmt haben? 


